
 Deutsche Gesellschaft  
für Osteuropakunde e.V.

Forschungsstelle Osteuropa 
an der Universität Bremen

EIN NEUER ENTWICKLUNGSPLAN FÜR DIE POLNISCHE 
WIRTSCHAFT

NR. 194   07.02.2017

A N A L Y S E N
P O L E N -

www.laender-analysen.de/polen

Herausgegeben mit finanzieller Unterstützung  
der Stiftung für deutsch-polnische Zusammenarbeit

■■ ANALYSE
Die Entwicklungsstrategie der polnischen Wirtschaft nach Mateusz Morawiecki 2
Rafał Riedel, Oppeln

■■ TABELLEN UND GRAFIKEN ZUM TEXT
Investitionen, Haushalt, BIP, Außenhandel 7

■■ CHRONIK
17. Januar 2017 – 6. Februar 2017 12

http://www.dgo-online.org/
http://www.dgo-online.org/
http://www.forschungsstelle.uni-bremen.de/
http://www.deutsches-polen-institut.de/
http://www.laender-analysen.de/polen
http://www.isp.org.pl/


POLEN-ANALYSEN NR. 194, 02.07.2017 2

ANALYSE

Die Entwicklungsstrategie der polnischen Wirtschaft nach Mateusz 
Morawiecki
Rafał Riedel, Oppeln

Zusammenfassung
Nach 1989 gehörte die polnische Wirtschaft zu den Wachstumsspitzenreitern nicht nur in Ostmitteleuropa, 
sondern auch im globalen Vergleich mit anderen aufstrebenden Wirtschaften (emerging markets). Unter den 
postkommunistischen Ländern war in Polen die Dynamik am stärksten ausgeprägt, die bestehenden Rück-
stände zu den hochentwickelten Ländern Westeuropas aufzuholen. Allerdings wird das Tempo bei der Ver-
ringerung dieser Distanz zunehmend langsamer, was Besorgnis und Diskussionen unter Politikern, Exper-
ten und Journalisten zur Folge hat. Während des Präsidenten- und Parlamentswahlkampfes im Jahr 2015 
war eines der von den Politikern aufgebrachten Themen die »Falle des mittleren Einkommens«. Der im Jahr 
2016 von Entwicklungsminister Mateusz Morawiecki veröffentlichte »Plan für eine Verantwortungsvolle Ent-
wicklung«, der Gegenstand dieser Analyse ist, verfolgt primär das Ziel, die Polen vor der »Falle des mittle-
ren Einkommens, des Durchschnittsprodukts, des fehlenden Gleichgewichts, vor der demografischen Falle 
und der Falle der schwachen Institutionen« zu schützen.

Das Problem der »Falle des mittleren Wachstums« 
lässt sich so definieren, dass die Wirtschaft, die die 

Distanz zwischen dem niedrigen Wachstumsniveau und 
dem mittleren Wachstumsniveau überwunden hat, auf 
diesem verbleibt und nicht in der Lage ist, die Distanz 
zwischen dem mittleren und dem hohen Wachstums-
niveau zu überwinden. Für die Einkommensniveaus 
gibt es unterschiedliche Definitionen – laut Weltbank 
gilt eine Wirtschaft als mittelmäßig entwickelt, wenn 
ihr Bruttoinlandsprodukt (BIP) per capita nach Kauf-
kraftparität nicht über 12.275 US-Dollar liegt. Auch 
wenn andere Autoren und Institutionen diese Schwelle 
etwas anders festlegen, ändert das nichts an der Tatsa-
che, dass die polnische Wirtschaft in der Wahrnehmung 
der Polen selbst eine mittelmäßig entwickelte Wirtschaft 
ist. Dabei wird im »Plan für eine Verantwortungsvolle 
Entwicklung« mit der Verwendung des Begriffs »Falle« 
suggeriert, dass wir es hier mit bestimmten äußeren und 
inneren Barrieren zu tun haben, von denen sich die Wirt-
schaft befreien muss.

Diese Barrieren werden von unterschiedlichen 
Experten unterschiedlich definiert. Die einen verwei-
sen auf den Mangel an Rohstoffen, andere auf die geringe 
Qualität des Humankapitals (Bildung, Qualifikationen, 
Kompetenzen), wieder andere auf das hohe Niveau der 
Korruption. Diese Einschränkungen werden von Politi-
kern gebrandmarkt und im öffentlichen Diskurs tauchen 
unterschiedliche Rezepte für die wirtschaftliche Ent-
wicklung auf. Nach 1989 hatten wir es in Polen schon 
mit einer ganzen Reihe von Wirtschaftsstrategien zu 
tun (ganz zu schweigen von den früheren »Fünfjahres-
plänen«, die typisch für die Länder des ehemaligen Ost-
blocks waren). Außer der berühmten »Schocktherapie«, 
dem Wirtschaftsplan von Leszek Balcerowicz, der als 

einziger tatsächlich umfänglich implementiert wurde, 
machte die polnische Wirtschaft auch mit den Plänen 
von Grzegorz Kołodko, Jerzy Hausner und Marek Belka 
ihre Erfahrungen. Dies sind allerdings nur die wichtigs-
ten Wirtschaftspläne, die von den prominentesten Poli-
tikern einzelner politischer Gruppierungen entwickelt 
wurden. Der »Plan für eine Verantwortungsvolle Ent-
wicklung« von Mateusz Morawiecki ist nun die Antwort 
der Regierungspartei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i 
Sprawiedliwość – PiS) auf das Problem der »Falle des 
mittleren Einkommens«; er benennt strategische Ziele 
der Entwicklung der polnischen Wirtschaft bis zum 
Jahr 2030.

Mateusz Morawiecki, Jahrgang 1968, in den 1980er 
Jahren in der Opposition in Breslau (Wrocław) aktiv, 
absolvierte sein Magisterstudium der Geschichtswis-
senschaft (der Titel seiner Magisterarbeit lautet: Die 
Entstehung und die ersten Jahre der Solidarność Wal-
cząca/Kämpfenden Solidarität) an der Universität Wro-
claw, anschließend studierte er Business Administra-
tion an der US-amerikanischen Central Connecticut 
State University und dem Polytechnikum in Breslau 
sowie der Wirtschaftsakademie (heute Wirtschaftsuni-
versität) in Breslau, des weiteren europäisches Recht und 
Wirtschaftsintegration an der Universität Hamburg. 
Außerdem ist er Absolvent der Universität Basel sowie 
der Kellogg School of Management at Northwestern Uni-
versity in den Vereinigten Staaten. Praktika und Berufs-
erfahrungen sammelte Morawiecki in Polen und im Aus-
land, u. a. bei der Deutschen Bundesbank, an der Goethe 
Universität in Frankfurt am Main sowie in Polen in der 
Behörde des Komitees für Europäische Integration. Der 
höchste Posten seiner Karriere im Finanzgeschäft war der 
des Präsidenten der Bank Zachodni WBK (2007). Im Jahr 
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2010 wurde er in den Wirtschaftsrat bei dem damaligen 
Ministerpräsidenten Donald Tusk (Bürgerplattform/Plat-
forma Obywatelska –PO) berufen; sein volles politisches 
Engagement entfaltete er allerdings erst im Jahr 2015, 
als er nach den von PiS gewonnenen Parlamentswahlen 
zum Minister für Entwicklung im Rang eines stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten in der Regierung von Beata 
Szydło ernannt wurde. Dies war ein Transfer von einem 
sehr hohen Posten in der Finanzwirtschaft auf einen sehr 
hohen Posten in der Politik. Eine erneute Stärkung sei-
ner Position erfolgte im September 2016, als Morawiecki 
zusätzlich auf den Posten des Finanzministers und an 
die Spitze des Ökonomischen Ausschusses des Minis-
terrates berufen wurde. Nie zuvor hatte im freien Polen 
in den Händen einer einzigen Person so viel Macht im 
Bereich der Wirtschaftspolitik gelegen. Formal unter-
stehen Morawiecki fast 64.000 Beamte.

Piłsudski im Gepäck
Die »Strategie für eine Verantwortungsvolle Entwick-
lung«, umgangssprachlich »Morawiecki-Plan« genannt, 
ist die Ausarbeitung der Entwicklungsziele des »Plans 
für eine Verantwortungsvolle Entwicklung«, den die 
Regierung am 16. Februar 2016 angenommen hatte. 
Das Überraschendste an dem ganzen Dokument ist 
sein Motto. Auf der Titelseite prangt das Zitat von Józef 
Piłsudski: »Polen wird groß sein oder es wird überhaupt 
nicht sein.« Piłsudski selbst war weder Ökonom noch 
war er in diesem Bereich kompetent – was er übrigens 
selbst zugab. Im Gegenteil, seine Sanacja-Regierung 
schrieb sich in die Geschichtsbücher der Wirtschafts-
historiker nicht sonderlich positiv ein. Natürlich las-
sen sich einige Investitionsleuchttürme jener Zeit nen-
nen, als da wären der Hafen in Gdingen (Gdynia) als 
Zugang Polens zum Meer oder das Zentrale Industrie-
gebiet (Centralny Okręg Przemysłowy – COP) im Südos-
ten Polens. Generell war die Zeit der Piłsudski-Regie-
rung in wirtschaftlicher Hinsicht allerdings vor allem 
von allgemeiner Armut in Polen gekennzeichnet, es 
war eine Phase des schwachen Wirtschaftswachstums, 
einer allgegenwärtigen Teuerung, hoher Arbeitslosigkeit 
und immenser sozialer Ungleichheiten, und dies nicht 
nur mit Blick auf die Wirtschaftskrise, die Europa und 
die USA seit 1929 beherrschte, sondern auch im Ver-
hältnis zu anderen europäischen Wirtschaften zu jener 
Zeit. Zwar ist die erklärte Verbindung des politischen 
Lagers, aus dem Morawiecki stammt, zu Piłsudski und 
der Piłsudski-Tradition verständlich, allerdings harmo-
niert die Aussage des Zitats nicht mit dem Titel des 
Dokuments von Morawiecki. Eine verantwortungs-
volle und ausgeglichene Entwicklung lässt sich natür-
lich auf verschiedenste Arten und Weisen definieren, 
allerdings niemals als »Entweder-oder«-Konzept. Ein 

Plan, der auf der Alternative zweier Extreme gründet, 
müsste eher radikal als verantwortungsvoll und aus-
geglichen genannt werden. Glücklicherweise ist der 
Inhalt des Dokuments weder radikal noch extrem, viel-
mehr ordnet er sich in die orthodoxe Tradition der 
Wirtschaftsplanung ein. Umso mehr irritiert dann aber 
die inadäquate Verwendung des Zitats von Piłsudski. 
Offenbar hatte sich in Morawiecki die Seele des His-
torikers zu Wort gemeldet und der patriotische Enthu-
siasmus während des Verfassens der Strategie tat sein 
Übriges. Nach der Veröffentlichung gab es viele Kom-
mentare zur Autorschaft, beispielsweise boshafte, dass 
das Schreiben des »Plans für eine Verantwortungsvolle 
Entwicklung« einer Consulting-Firma überlassen wor-
den sei und die einzige Beteiligung Morawieckis war, 
das Zitat auszuwählen. Das Ministerium für Entwick-
lung teilte jedoch mit, dass das Dokument im eigenen 
Haus und mit Unterstützung von Experten anderer 
Ministerien entstanden ist.

Wachstumsgefährdende Fallen und 
Befreiungsmaßnahmen
Das Hauptziel der »Strategie für eine Verantwortungs-
volle Entwicklung« ist, für die Polen Bedingungen zu 
schaffen, die zu einem Anstieg des Einkommens füh-
ren, bei gleichzeitigem Anstieg der sozialen, wirtschaft-
lichen und regional-räumlichen Kohäsion. Die Strategie 
geht von der Annahme aus, dass das durchschnittliche 
verfügbare Bruttoeinkommen der Haushalte per capita 
nach Kaufkraftparität im Jahr 2030 100 Prozent des 
EU-Durchschnitts betragen wird (bei einem zugrunde 
gelegten Wert von 69 Prozent im Jahr 2014). Weiter 
soll durch die Umsetzung der Strategie der Anteil der 
von Armut und gesellschaftlichem Ausschluss Bedroh-
ten reduziert werden (von aktuell fast 25 Prozent auf 20 
bis 23 Prozent im Jahr 2020). Das BIP Polens soll bis 
2030 vollständig mit dem EU-Durchschnitt konver-
gieren, bei gleichzeitiger Reduzierung der Dispropor-
tionen zwischen den einzelnen Regionen. Der Anteil 
der Regionen im Osten Polens am BIP betrug im Jahr 
2013 15,3 Prozent, geplant ist ein Anstieg auf 18 bis 20 
Prozent im Jahr 2020.

Dieses Entwicklungsszenario, so die Darstellung in 
der »Strategie für eine Verantwortungsvolle Entwick-
lung«, wird durch »Fallen« gefährdet. Die Beschränkun-
gen, die laut Morawieckis Diagnose die polnische Wirt-
schaft in der »Falle des mittleren Einkommens« ersticken, 
sind die Abhängigkeit der Wirtschaftsentwicklung vom 
Ausland (die »Falle des fehlenden Gleichgewichts«), die 
»Falle des unteren Durchschnittsprodukts«, das demo-
grafische Problem, die schwachen staatlichen Institutio-
nen und die Kosten für die Bedienung der öffentlichen 
Schulden. Diese Diagnose wird von einer Reihe makro-
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ökonomischer Daten unterstützt. So wird im Dokument 
festgestellt, dass trotz des offiziellen Durchschnittsein-
kommens von mehr als 4.000 Zloty die Hälfte der Polen 
immer noch weniger als 2.500 Zloty »auf die Hand« 
bekommt, was bedeutet, dass die polnischen Gehälter 
um ein Dreifaches geringer sind als in den hochentwi-
ckelten Ländern (die »Falle des mittleren Einkommens«). 
95 Mrd. Zloty des polnischen BIP gehen an ausländische 
Investoren (in Form der Kosten für die Bedienung priva-
ter und öffentlicher Schulden). Die Achillesferse – so die 
Bezeichnung Morawieckis auf einer seiner Pressekon-
ferenzen – der polnischen Wirtschaft sind die privaten 
Ersparnisse. Die Regierung möchte sie für ihr Investiti-
onsprojekt nutzen. Bislang generieren ausländische Fir-
men 50 Prozent der »polnischen« Industrieproduktion 
und zwei Drittel des »polnischen« Exports (die »Falle der 
fehlenden ausgeglichenen Bilanz«). Nur 5 Prozent die-
ses Exports stellen Innovationen dar und zwar deshalb, 
weil nur knapp 13 Prozent der polnischen kleinen und 
mittleren Unternehmen Innovationen umsetzen (gegen-
über 31 Prozent in der EU). Im Ergebnis bedeutet das, 
dass für Forschung und Entwicklung in Polen weniger 
als 1 Prozent des BIP bestimmt ist (die »Falle des Durch-
schnittsprodukts«). Die nächste Falle, die demografische, 
steht im Zusammenhang mit dem erwarteten Bevölke-
rungsrückgang in Polen und der zunehmend ungünsti-
gen Altersstruktur. Gegenwärtig leben in Polen 7 Mio. 
Menschen im vor-erwerbstätigen Alter (0 bis 17 Jahre). 
Halten die aktuellen Trends an, werden es in 20 Jahren 
5,6 Mio. Menschen sein. Polen weist eine der niedrigs-
ten Geburtenraten (zirka 1,33 Prozent) auf, bei gleich-
zeitigem negativen Migrationssaldo. Die letzte »Falle« 
liegt in den schwachen Institutionen. Das Strategiepa-
pier illustriert dies mit einem Mangel an Koordination 
in der öffentlichen Politik, einer übermäßigen Gesetz-
gebung (beispielsweise 44 Gesetzesnovellen zum Mehr-
wertsteuergesetz seit dem Jahr 2004), dem oppressiven 
Staatsapparat (40 staatliche Institutionen können Unter-
nehmer kontrollieren) und Steuerschlupflöchern (Schät-
zungen zufolge mehr als 35 Mrd. Zloty im Falle der 
Mehrwertsteuer und mehr als 10 Mrd. Zloty im Falle 
der Einkommensteuer).

Die Befreiung aus den genannten »Fallen« bedeute 
die Befreiung des eigenen Potentials, das zugunsten der 
Entwicklung Polens und der Verbesserung der Lebens-
qualität der Polen wirken sollte. Die fünf Säulen, auf 
die sich die Entwicklung Polens in Zukunft stützen 
soll, sind Reindustrialisierung, Innovationen, Aufbau 
von Ersparnissen und, damit verbunden, einer entwick-
lungsbereiten Kapitalbasis, Unterstützung des Exports 
und der sozialen und regionalen Entwicklung. Die Rein-
dustrialisierung soll mittels Ressourcenkonzentration 
in den Branchen, in denen Polen Wettbewerbsvorteile 

erlangen kann, stattfinden. Jede Region soll sich auf eine 
eigene »intelligente Spezialisierung« fokussieren. Die 
Entwicklung innovativer Firmen soll die Entwicklung 
der Gesamtwirtschaft nach sich ziehen. Es geht hier 
sowohl um kleine und mittlere Unternehmen als auch 
um große Firmen, die über bessere Bedingungen ver-
fügen, Innovationen umzusetzen, hochwertige Arbeits-
plätze zu schaffen und Kooperations- und Expansions-
ketten ins Ausland aufzubauen. Das dritte Element der 
Strategie, »Kapital für Entwicklung«, beruht darauf, in 
der Bevölkerung eine Kultur des Sparens zu entwickeln, 
die den Polen eine sichere Zukunft gewährleisten soll 
und der Wirtschaft Kapital für ihre Entwicklung. Die 
Rolle des Staates beschränkt sich hier darauf, die recht-
lichen Bedingungen für eine Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Gewinn der Unternehmen zu schaffen, und 
auf Unterstützung bei der Rentenansparung. Auch die 
Expansion ins Ausland (inklusive neuer Exportrich-
tungen) soll vom Staat stärker unterstützt werden, bei-
spielsweise durch eine aktivere Wirtschaftsdiploma-
tie. Die soziale und regionale Entwicklung schließlich 
soll sich auf drei Bereiche konzentrieren: auf die länd-
lichen Regionen, eine wirksame Regionalpolitik und 
die Bildung. Festgestellt wird, dass es ohne die Über-
windung des demografischen Tiefs keine Entwicklung 
geben kann, was die Ankündigung einer aktiven Gebur-
tenpolitik nach sich zieht. Des Weiteren kündigt die 
Regierung die Reaktivierung des Berufsschulwesens 
und dessen Anpassung an den Arbeitsmarkt an und 
beruft sich auf das gut funktionierende deutsche Sys-
tem. Das duale Ausbildungsmodell – die Kombination 
von theoretischer Bildung und praktischer Ausbildung 
beim Arbeitgeber – soll in Zusammenarbeit mit der 
Industrie ausgearbeitet werden. Die regionale Entwick-
lung soll nach Morawieckis Konzept ausgeglichener ver-
laufen, was eine größere Unterstützung und Entwick-
lung für Ostpolen sowie die Kleinstädte und ländlichen 
Gebiete bedeutet. Die einzelnen Regionen sollen sich 
auf eine intelligente Spezialisierung konzentrieren. Was 
die Branchen betrifft, nennt der »Morawiecki-Plan« bei-
spielhaft zehn Sektoren, die Motoren der Entwicklung 
der polnischen Wirtschaft werden sollen: Elektronik, 
Programmierung, ökologisches Bauwesen, Medizin-
technik und Telemedizin, Bergbauindustrie, hochwer-
tige Lebensmittel, Wertstoffrecycling, Militärsysteme, 
Massentransportmittel, Luft- und Raumfahrt. Des Wei-
teren verweist die »Strategie« auf einige horizontal ange-
siedelte Faktoren wie die Digitalisierung, intelligente 
öffentliche Ausschreibungen, solide öffentliche Finan-
zen usw. Das Dokument wird mit einem Zeitplan und 
der Spezifizierung der Ziele abgeschlossen. Einzelne 
Schritte sind auf einer Zeitachse bis zum Jahr 2030, 
zum Teil sogar bis 2040 aufgeführt.
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Kommentare und Reaktionen auf den 
Morawiecki-Plan
Das Dokument »Strategie für eine Verantwortungs-
volle Entwicklung« wurde allgemein als kompetente Pro-
blemanalyse gelobt. Die Diagnose benenne zutreffend 
die aktuellen und zukünftigen Gefahren für die Ent-
wicklung der polnischen Wirtschaft. Wojciech Warski, 
Mitglied des Business Centre Club, einem polnischen 
Wirtschaftsverband, kommentierte die Hauptthesen 
folgendermaßen: »In dem Dokument werden die Pro-
bleme sehr kompetent bestimmt. Aber dass die Pro-
bleme dergestalt sind, wissen wir seit langem. Konkrete 
Vorschläge gibt es nicht allzu viele. […] Die Annahmen 
sind zutreffend, bisher fehlen allerdings Konkretisierun-
gen.« Generell waren Fragen nach der Ausführbarkeit 
der häufigste Ausdruck von Skeptizismus gegenüber dem 
»Morawiecki-Plan«. Prof. Witold Orłowski, Partner im 
polnischen Netzwerk von PwC (PricewaterhouseCoopers 
AG) meint: »Um die Pläne zu realisieren, muss es polni-
sches Kapital geben und Kapital wird über Ersparnisse 
vergrößert. Morawiecki hat mit keinem Wort gesagt, wie 
er die Ersparnisse der Polen vermehren will, dies jedoch 
ist die schwierigste Aufgabe.« Mit anderen Worten: Das 
Dokument wird für seine Diagnose und die Aufstellung 
der Entwicklungsziele gelobt. Seine deutliche Schwä-
che ist allerdings die Antwort auf die Frage, wie diese 
Ziele erreicht werden sollen und mit welchen Mitteln.

Aus dem PiS-Lager waren Stimmen zu hören, dass 
Morawiecki plane, ein angemessenes Verhältnis zwi-
schen dem freien Markt und der Rolle des Staates in 
der Wirtschaft auszutarieren. Die Mehrheit der Kom-
mentatoren kritisierte jedoch diesen wichtigen Aspekt 
des Plans und meinte, er erinnere an den staatlichen 
Interventionismus aus der Zeit der Volksrepublik Polen. 
Die manuelle Lenkung im Rahmen der zentralen Plan-
wirtschaft hatte für Polen in den 1980er Jahren eine 
der größten Wirtschaftskrisen in seiner Geschichte zur 
Folge. Unterdessen schlägt die Regierung die Gründung 
riesiger bürokratischer Moloche vor (wie den Polnischen 
Entwicklungsfonds/Polski Fundusz Rozwoju) mit unkla-
ren Kompetenzen und abhängig von Politikern.

Auch der Teil der »Strategie«, der der Reindustria-
lisierung gewidmet ist, wurde recht breit gelobt, vor 
allem mit Blick darauf, dass er sich in die gesamteuro-
päischen Pläne in diesem Bereich einfügt. Dabei geht es 
nicht ausschließlich um den Auf- und Ausbau der Indus-
trie in Polen. Vor allem geht es darum, dass die polni-
schen Unternehmen nicht nur relativ einfache Teilstücke 
für ausländische Konzerne produzieren. Die polnische 
Wirtschaft soll beginnen, mehr höherwertige Produkte 
und diese mit einer hohen Gewinnspanne herzustel-
len. Dieser Aspekt hat auch mit der qualitativen Struk-
tur des polnischen Exports zu tun. Zwar verbessert sich 

diese systematisch, allerdings ist ein polnischer Export, 
der hochwertig verarbeitete, technologisch fortgeschrit-
tene Produkte transferiert, hergestellt in Unternehmen, 
die mit polnischem Kapital aufgebaut wurden, immer 
noch ein Traum. Dagegen präsentiert sich der polnische 
Export in quantitativer Hinsicht sehr positiv. Bereits 
im Jahr 2015 notierte Polen eine positive Handelsbi-
lanz (nach Meinung von Experten ist dies vor allem auf 
den dauerhaft niedrigen Benzinpreis zurückzuführen, 
der eine dominierende Position beim Import darstellt). 
Der Handelsüberschuss trat sogar im Warenverkehr mit 
solchen Champions des internationalen Handels wie 
Deutschland und den Niederlanden auf.

Der größte Kritikpunkt betrifft allerdings die enorme 
Diskrepanz zwischen den erklärten Zielen und dem tat-
sächlichen Handeln im wirtschaftlichen und politischen 
Bereich. Die Regierung kritisiert in dem Dokument 
ihres wichtigsten Ministers das hohe Defizit, also die 
wachsende Verschuldung, verabschiedet aber gleichzei-
tig den Haushalt für das Jahr 2017 mit dem höchsten 
nominalen Defizit. Unterdessen wächst die polnische 
Verschuldung (die im Vergleich zum Bruttoinlandspro-
dukt immer noch gering ist, insbesondere in Relation 
zu anderen entwickelten Ländern) dynamisch und über-
stieg Anfang 2017 die symbolische Marke von einer Bil-
lion Zloty. Das BIP selbst wächst deutlich schwächer als 
unter den Vorgängerregierungen und deutlich langsa-
mer als PiS angekündigt hat. Der Rückgang der Wachs-
tumsdynamik des BIP in der Zeit der Regierung von 
Ministerpräsidentin Beata Szydło war de facto einer der 
dynamischsten Rückgänge seit 1989. Das schlimmste 
ist, dass der Faktor des BIP, der für diesen Rückgang 
verantwortlich ist, zum größten Teil die Investitionen 
sind. Sie gingen im ersten Regierungsjahr von PiS dyna-
misch zurück, was ein Zeichen für die Verschlechterung 
des Investitionsklimas in Polen ist. Die Ratingagentu-
ren weisen auf das »politische Risiko« als Hauptgrund 
für die negativen oder bestenfalls vorsichtigen Bewer-
tungen der polnischen Wirtschaft hin. Diese Situation 
harmoniert nicht mit dem während des gesamten Jahres 
2016 kreierten Bild, als Morawiecki erstmals die Grund-
sätze seines Plans vorstellte, diese anschließend bera-
ten, diskutiert und beworben wurden und schließlich 
ihre letztgültige Version als »Strategie für eine Verant-
wortungsvolle Entwicklung« fanden. Natürlich ist der 
Anfang des Jahres 2017 zu früh, um die Wirksamkeit 
des großangelegten Plans bis zum Jahr 2030 zu beur-
teilen. Allerdings bleibt die Diskrepanz zwischen den 
seit einem Jahr verkündeten Deklarationen, Ideen und 
Wirtschaftsplänen auf der einen und der tatsächlichen 
Wirtschaftspolitik und in der Folge den ökonomischen 
Indikatoren auf der anderen Seite zu groß, um der Auf-
merksamkeit der Beobachter und Experten zu entgehen.
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Fazit und Ausblick
Die »Strategie für eine Verantwortungsvolle Entwick-
lung« ist in gewisser Weise die Konsequenz aus den Ver-
sprechungen, die PiS im Wahlkampf 2015 gemacht hat, 
als Parteichef Jarosław Kaczyński Investitionen in Höhe 
von einer Billion Zloty ankündigte. Woher sollen die 
Mittel kommen? Nach Mateusz Morawiecki sollen 50 
bis 80 Mio. Zloty von Banken, Investitionsfonds und 
internationalen Institutionen bereitgestellt werden. Die 
Gesellschaften des Staatsschatzes und polnische private 
Firmen stellen 230 Mrd. Zloty des »Investitionspoten-
tials« dar. Ein Investitionsmechanismus soll der Polni-
sche Entwicklungsfonds sein, die Bank für Landeswirt-
schaft (Bank Gospodarstwa Krajowego) sowie staatliche 
Unternehmen, deren Beitrag 215 bis 370 Mrd. Zloty 
betragen soll. Den größten Teil sollen natürlich die EU-
Fonds beisteuern, zirka 480 Mrd. Zloty (der eigene Bei-
trag inklusive).

Wenn eines der Hauptziele des Programms ist, vom 
Ausland unabhängiger zu werden, mit der »abhängigen 
Entwicklung«, dem Postkolonialismus, der »Falle des 
mittleren Einkommens« zu brechen, dann ist eine Umset-
zung dieses Ziels mit Hilfe von finanziellen Instrumen-
ten, die hauptsächlich auf externen Mitteln beruhen, 
einigermaßen empörend. Mit Hilfe von EU-Mitteln 
vom Ausland unabhängiger zu werden ist nur eines der 
seltsamen Paradoxe, die bei der Lektüre des Dokuments 
sichtbar werden. Insgesamt sind die Finanzierungsquel-
len das schwächste Element des gesamten Plans. Zwar 
wird im Dokument präzisiert, woher die Summe von 
1,4 Billionen Zloty kommen soll. Die Summe hat aber 
die Tendenz zu steigen: Anfang 2016 war die Rede von 
1 Billion Zloty aus öffentlichen und privaten Mitteln bis 
zum Jahr 2030; in der zweiten Hälfte 2016 wurde bereits 
von 1,5 Billionen Zloty gesprochen, ausschließlich der 
öffentlichen Mittel und bezogen auf einer kürzere Zeit-
spanne – bis zum Jahr 2020.

Es sei daran erinnert, dass sich Polen, ähnlich wie 
andere postkommunistische Länder, nach dem Bank-
rott des sogenannten sozialistischen Systems vor allem 
dank der Hilfe aus dem Ausland entwickelt hat. Wenn 
man vom polnischen BIP die kumulierten europäischen 
Mittel abzieht (die vor dem Beitritt bereitgestellten, zum 
Beispiel aus dem PHARE-Fonds, und die nach dem 
Beitritt bewilligten, zum Beispiel aus dem Kohäsions-
fonds und den Strukturfonds) sowie die kumulierten 
ausländischen Investitionen und die Finanzmittel, die 
von der polnischen Diaspora nach Polen geschickt wer-
den, dann würde sich das BIP per capita nicht an das 
BIP Portugals, sondern der Ukraine annähern. Die Lek-
türe der »Strategie für eine Verantwortungsvolle Ent-
wicklung« suggeriert, dass sich die Autoren nicht gefragt 
haben, ob die von ihnen erträumte Wirtschaftspolitik 

unter den semi-peripheren Bedingungen, die für Polen 
gelten, möglich ist. Eine weitere Frage wäre, ob wir es 
nicht vielmehr mit einer Sammlung frommer Wünsche, 
gesättigt mit Wirtschaftspatriotismus (wenn nicht gar 
-nationalismus) zu tun haben, die die realen Determi-
nanten der bisherigen Entwicklungslinie ignoriert. Es 
wäre sicherlich unnatürlich, sich nicht ambitionierte 
Ziele für die wirtschaftliche Entwicklung zu stecken. 
Jedoch scheint die Infragestellung und Ablehnung des 
bisherigen Entwicklungsmodells, das von allen (mit Aus-
nahme des politischen Establishments von PiS) als der 
größte Erfolg in der Geschichte Polens bewertet wird, 
zugunsten einer mehr oder weniger illusorischen Fan-
tasie im Geiste Piłsudskis, ohne konkreten Hinweis auf 
die Methoden zur Umsetzung und die Finanzierungs-
arten eine wenig verantwortungsbewusste Strategie zu 
sein – die jedoch als »verantwortungsvolle Entwick-
lung« betitelt wird.

Ein anderes wichtiges Problem ist die Tatsache, dass 
manche Experten für Wirtschaftswachstum grund-
sätzlich in Frage stellen, dass es das Problem der »Falle 
des mittleren Einkommens«. gibt. Sie führen an, dass 
die Statistiken der Nachkriegszeit beweisen, dass die 
deutliche Mehrheit der Länder nicht den Sprung auf 
die hohen Entwicklungsniveaus vollzogen hat. Diese 
Logik suggeriert, dass die Wachstumsdynamik gebremst 
wird, sobald ein mittleres Wachstumsniveau erreicht 
ist. Es sei daher leichter, den wirtschaftlichen Rück-
stand auf einem niedrigen Entwicklungsniveau aufzu-
holen, solange der Entwicklungsgrad und das BIP relativ 
gering sind (low base effect) – ebenso wie Entwicklung 
ausgelöst werden kann, wenn einem imitierten Wachs-
tumstrend gefolgt wird. Wenn allerdings die »leicht 
zugänglichen Wachstumsquellen« (low hanging fruit) 
ausgeschöpft sind, müssen neue Wachstumsmotoren 
gefunden werden, die Alternativen zu billiger Arbeits-
kraft oder billiger, schmutziger Energie darstellen. Hier 
ist die Regel, dass dies der Mehrheit der Volkswirtschaf-
ten nicht gelingt und es sich um eine Ausnahme han-
delt, wenn eine Wirtschaft die Distanz zwischen einem 
mittleren und einem hohen Einkommensniveau über-
windet. Viele europäische Wirtschaften entwickeln sich 
fortwährend, nachdem sie das durchschnittlichen EU-
Bruttoinlandsprodukts auf dem Niveau von 80 bis 90 
Prozent erreicht haben, doch sie holen nicht die Dis-
tanz zu den höchstentwickelten entwickelten Wirtschaf-
ten auf (bzw. nicht dauerhaft und dynamisch). Gleich-
zeitig lässt sich der Plan, ein Entwicklungsniveau von 
zirka 90 Prozent des EU-Bruttoinlandsprodukts zu errei-
chen, schwerlich als wenig ambitioniert bezeichnen, 
zumal die Europäische Union einige der reichsten Län-
der der Welt umfasst. Ganz abgesehen davon, dass es 
sich um das höchste Niveau der wirtschaftlichen Ent-
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wicklung Polens in seiner über tausendjährigen Ent-
wicklung handelt.

Innovation, das heißt die teuerste und riskanteste 
Strategie, einen Wettbewerbsvorsprung aufzubauen, 
erfordert zusätzlich etwas, das die Wirtschaftssoziolo-
gen »Infrastruktur des Vertrauens« nennen. In Polen ist 
das Defizit an Vertrauen und gesellschaftlichem Kapi-
tal permanent spürbar, es wird geradeheraus von einer 
Kultur des fehlenden Vertrauens gesprochen. Das Regie-
rungsjahr von PiS brachte hier keine Verbesserungen, 
sondern eher eine Zerstörung der »Vertrauensinfrastruk-
tur« in vielen politischen und wirtschaftlichen Berei-
chen. Die Folge wurde sofort im Rückgang von Inves-
titionen sichtbar, die eine wichtige Komponente des BIP 
und eine Ankündigung seines zukünftigen Wachstums 
sind – in diesem Falle des Rückgangs der Wachstumsdy-
namik. Das Schlagwort des Strategiepapiers, »Ein star-
kes Polen durch Zusammenarbeit«, kann die Verluste, 
die in Polen seit 2015 im Bereich des gesellschaftlichen 
Kapitals eingetreten sind, keinesfalls ersetzen.

Der »gute Wandel«, das Motto des Wahlkampfes 
2015, der PiS an die Macht brachte, beinhaltet, das 
bisherige Entwicklungsmodell zu hinterfragen und ein 
neues vorzuschlagen. Die totale Kritik an der Transfor-
mation und an der Phase nach 1989 würde eine »souve-
räne strategische Vision« erfordern. Wenn die Regierung 
von Beata Szydło ein »Polen in Trümmern« vorfand, 
dann verlangt die neue Strategie eine radikale Verände-
rung. Indessen bietet der »Morawiecki-Plan« zu 90 Pro-
zent die Fortsetzung einer Strategie, die auch in zahl-
reichen anderen Dokumenten dieses Typs zu finden ist, 
zum Beispiel in der »Entwicklungsstrategie für das Land 
bis zum Jahr 2020«, die vom Ministerrat im Septem-
ber 2012 verabschiedet worden war, also unter der PO-
Regierung von Donald Tusk. Derlei Strategien werden 
in Polen sehr häufig verfasst, aber sehr selten gelesen – 
und fast nie umgesetzt.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Über den Autor
Dr. habil. Rafał Riedel ist Professor am Lehrstuhl für Europäische Studien des Instituts für Politologie der Universi-
tät Oppeln (Uniwersytet Opolski) sowie Gastdozent an der Universität St. Gallen. Seine Hauptforschungsgebiete sind 
die politische Ökonomie der europäischen Integration, Europäisierung sowie Wirtschaftspolitiken.

TABELLEN UND GRAFIKEN ZUM TEX T

Investitionen, Haushalt, BIP, Außenhandel

Grafik 1: Polen: Entwicklung der Investitionen
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Grafik 2: Polen: Entwicklung der Investitionen nach Sektoren (Mio. Zloty)
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Quellen: Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2011 [Statistisches Jahr-
buch der Republik Polen 2011]. Warszawa 2011. S. 648. Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystycz-
ny Rzeczypospolitej Polskiej 2012 [Statistisches Jahrbuch der Republik Polen 2012]. Warszawa 2012. S. 649. Główny Urząd Staty-
styczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2014 [Statistisches Jahrbuch der Republik Polen 2014]. 
Warszawa 2014. S. 670. Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2016 
[Statistisches Jahrbuch der Republik Polen 2016]. Warszawa 2016. S. 666.

Tabelle 1: Polen: Entwicklung der Investitionen nach Sektoren (Mio. Zloty)

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

insgesamt 218.581 217.287 243.346 237.627 231.155 250.776 271.839
öffentlicher 
Sektor

88.301 94.472 109.329 100.119 88.585 93.726 101.382

privater 
Sektor

130.280 122.815 134.017 137.508 142.570 157.050 170.457

davon: in-
ländischer 
Privat-
besitz

83.290 81.018 85.697 90.756 92.247 94.664 106.780

Quellen: Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2011 [Statistisches Jahr-
buch der Republik Polen 2011]. Warszawa 2011. S. 648. Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystycz-
ny Rzeczypospolitej Polskiej 2012 [Statistisches Jahrbuch der Republik Polen 2012]. Warszawa 2012. S. 649. Główny Urząd Staty-
styczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2014 [Statistisches Jahrbuch der Republik Polen 2014]. 
Warszawa 2014. S. 670. Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2016 
[Statistisches Jahrbuch der Republik Polen 2016]. Warszawa 2016. S. 666.
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Grafik 3: Der öffentliche Haushalt (Mio. Zloty)
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* Vorläufige Schätzungen, veröffentlicht am 31.01. 2017.
Quelle: Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2016 [Statistisches Jahrbuch 
der Republik Polen 2016] . Warszawa 2016. S. 645–647. Ministerstwo Finansów [Finanzministerium]: Wstępne szacunkowe wykona-
nie budżetu państwa w 2016r. [Vorläufige Schätzungen des Staatshaushalts 2016]. 31.01.2017. <http://www.mf.gov.pl/ministerstwo-
finansow/wiadomosci/komunikaty/-/asset_publisher/6Wwm/content/wstepne-szacunkowe-wykonanie-budzetu-panstwa-w-2016-
r?redirect=http%3A%2F%2Fwww.mf.gov.pl%2Fministerstwo-finansow%2Fwiadomosci%2Fkomunikaty%3Fp_p_id%3D101_
INSTANCE_6Wwm%26p_p_lifecycle%3D0%26p_p_state%3Dnormal%26p_p_mode%3Dview%26p_p_col_id%3Dcolumn-
2%26p_p_col_count%3D1#p_p_id_101_INSTANCE_6Wwm_> (abgerufen am 2.02.2017)

Grafik 4: Polen: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts zu laufenden Preisen (Mio. Zloty)
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Quelle: Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2016 [Statistisches Jahr-
buch der Republik Polen 2016]. Warszawa 2016. S. 700.
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http://www.mf.gov.pl/ministerstwo-finansow/wiadomosci/komunikaty/-/asset_publisher/6Wwm/content/wstepne-szacunkowe-wykonanie-budzetu-panstwa-w-2016-r?redirect=http%3A%2F%2Fwww.mf.gov.pl%2Fministerstwo-finansow%2Fwiadomosci%2Fkomunikaty%3Fp_p_id%3D101_INSTANCE_6Wwm%26p_p_lifecycle%3D0%26p_p_state%3Dnormal%26p_p_mode%3Dview%26p_p_col_id%3Dcolumn-2%26p_p_col_count%3D1#p_p_id_101_INSTANCE_6Wwm_
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http://www.mf.gov.pl/ministerstwo-finansow/wiadomosci/komunikaty/-/asset_publisher/6Wwm/content/wstepne-szacunkowe-wykonanie-budzetu-panstwa-w-2016-r?redirect=http%3A%2F%2Fwww.mf.gov.pl%2Fministerstwo-finansow%2Fwiadomosci%2Fkomunikaty%3Fp_p_id%3D101_INSTANCE_6Wwm%26p_p_lifecycle%3D0%26p_p_state%3Dnormal%26p_p_mode%3Dview%26p_p_col_id%3Dcolumn-2%26p_p_col_count%3D1#p_p_id_101_INSTANCE_6Wwm_
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Grafik 5: Polen: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts zu konstanten Preisen 
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Quelle: Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2016 [Statistisches Jahr-
buch der Republik Polen] 2016. Warszawa 2016. S. 702. Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Produkt krajowy brut-
to w 2016 r. Szacunek wstępny [Das Bruttoinlandsprodukt 2016. Vorläufige Schätzung]. Warszawa, 31.01.2017. <http://stat.gov.
pl/download/gfx/portalinformacyjny/pl/defaultaktualnosci/5481/2/6/1/produkt_krajowy_brutto_w_2016_roku_-_szacunek_
wstepny.pdf> (abgerufen am 3.02.2017)

Grafik 6: Polen: Außenhandel (Mio. Zloty)

2005 2010 2014 2015 Jan.–Nov. 2016

Import 328.192 536.221 704.568 740.973 711.105
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Quelle: Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2016 [Statistisches Jahr-
buch der Republik Polen] 2016. Warszawa 2016. S.563. Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Biuletyn Statystyczny 
[Statistisches Bulletin] Nr. 12 (710) 2017. Warszawa 2016. S. 188f.

http://stat.gov.pl/download/gfx/portalinformacyjny/pl/defaultaktualnosci/5481/2/6/1/produkt_krajowy_brutto_w_2016_roku_-_szacunek_wstepny.pdf
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http://stat.gov.pl/download/gfx/portalinformacyjny/pl/defaultaktualnosci/5481/2/6/1/produkt_krajowy_brutto_w_2016_roku_-_szacunek_wstepny.pdf
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Tabelle 2: Polen: Außenhandel nach Hauptpartnern
Jahr/Art 

des Außen-
handels

Gesamt-
volumen in 
Mio. US-

Dollar

Erster Partner Zweiter Partner Dritter Partner
Land % des 

Gesamt-
volumens

Land % des 
Gesamt-
volumens

Land % des 
Gesamt-
volumens

2000 
Import 48.940,2 Deutschland 23,9 Russland 9,4 Italien 8,3

2000 
Export 31.651,3 Deutschland 34,9 Italien 6,3 Frankreich 5,2

2000 Saldo -17.288,9
2010 
Import 178.062,9 Deutschland 21,9 Russland 10,2 China 9,4

2010 
Export 159.757,6 Deutschland 26,1 Frankreich 6,8 Groß-

britannien 6,3

2010 Saldo -18.305,3
2014 
Import 225.898,5 Deutschland 22,0 China 10,4 Russland 10,3

2014 
Export 222.339,4 Deutschland 26,3 Tschechische 

Republik 6,5 Groß-
britannien 6,4

2014 Saldo -3.559,1
2015 
Import 197.682,1 Deutschland 22,9 China 11,6 Russland 7,3

2015 
Export 200.342,8 Deutschland 27,1 Groß-

britannien 6,7 Tschechische 
Republik 6,6

2015 Saldo +2.660,7
Quelle: Główny Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Rocznik Statystyczny Rzeczypospolitej Polskiej 2016 [Statistisches Jahr-
buch der Republik Polen 2016]. Warszawa 2016. S. 562.

Tabelle 3: EU 28 und ausgewählte Länder: Bruttoinlandsprodukt* (Vorjahreszeitraum = 100)

2014 2015 Jan.–März 
2016

April–Juni 
2016

Juli–Sept. 
2016

EU 28 101,6 102,2 101,9 101,9 101,9
Bulgarien 101,3 103,6 103,4 103,6 103,4
Deutschland 101,6 101,7 101,8 101,7 101,7
Estland 102,8 101,4 101,5 100,6 101,3
Frankreich 100,6 101,3 101,2** 101,1** 101,0**
Großbritannien 103,1 102,2 101,8** 102,0** 102,0**
Italien 100,1 100,7 101,0 100,8 101,0
Lettland 102,1 102,7 101,2 100,8 100,3
Litauen 103,5 101,8 102,5 102,1 101,7
Polen 103,3 103,9 102,8 103,1 102,2
Slowakei 102,6 103,8 103,7 103,6 103,2
Tschechische Republik 102,7 104,5 103,0 102,6 101,9
Ungarn 104,0 103,1 100,9 101,9 101,6

*Arbeitstags- und saisonbereinigte Daten. **Vorläufige Daten.
Urząd Statystyczny [Statistisches Hauptamt]: Biuletyn Statystyczny [Statistisches Bulletin] Nr. 12 (710) 2017. Warszawa 2016. S. 216–
218.
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17. Januar 2017 – 6. Februar 2017
17.01.2017 Die Regierung berät über Empfehlungen zur Verbesserung der Luftqualität in Polen, die der Ökonomische Aus-

schuss beim Ministerrat (Komitet Ekonomiczny Rady Ministrów – KERM) nach Aufforderung von Minister-
präsidentin Beata Szydło vorgelegt hat. Hintergrund ist der Smog, der in den letzten Tagen in Südpolen und 
in Großstädten herrschte. Zum Schutz der Gesundheit wurde mancherorts der Schulunterricht eingestellt; in 
Warschau war der öffentliche Personennahverkehr zweitweise kostenlos zugänglich.

18.01.2017 Innenminister Mariusz Błaszczak teilt mit, dass die Prioritäten des Innenressorts im Jahr 2017 auf der Modernisie-
rung der Infrastruktur und der Ausrüstung der uniformierten Dienste sowie auf der Schaffung von Arbeitsplätzen 
bei der Polizei lägen. Außerdem werde das Ausländergesetz überarbeitet, um illegale Migration zu bekämpfen. 

19.01.2017 Sejmmarschall Marek Kuchciński fordert 45 Abgeordnete der Opposition auf, die von ihnen erzwungene Unter-
brechung der Parlamentssitzung am 16. Dezember 2016 zu erklären. In der Folge war es zu einer Parlaments-
krise gekommen, die mit der Besetzung des Plenarsaals bis Mitte Januar 2017 andauerte.

20.01.2017 Der Fraktionschef der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO), Sławomir Neumann, unterstreicht in 
einem Brief an Sejmmarschall Marek Kuchciński, dass die Proteste der Abgeordneten der Opposition ab dem 
16. Dezember 2016 im Sejm u. a. dadurch ausgelöst worden seien, dass Kuchciński den PO-Abgeordneten 
Michał Szczerby unberechtigt von der Parlamentssitzung ausgeschlossen habe. Des Weiteren habe Kuchciński 
mit der Verlegung der Abstimmung des Haushaltsgesetzes in einen anderen Saal die Prinzipien des demokra-
tischen Rechtstaates verletzt. Die »Sejmkrise« über die Jahreswende 2016/17 sei daher durch Entscheidungen 
Kuchcińskis ausgelöst worden. 

22.01.2017 In einem Interview erklärt Ministerpräsidentin Beata Szydło, dass sich Polen darum bemühe, dass Russland 
Polen das Flugzeugwrack der Katastrophe von Smolensk (2010) zurückgibt. Von besonderer Bedeutung sei hier 
die Unterstützung Polens von Seiten der internationalen Gemeinschaft; der US-amerikanische Präsident Donald 
Trump habe in seinem Wahlkampf seine Hilfe angeboten. 

23.01.2017 In einem Fernsehinterview spricht sich Entwicklungs- und Finanzminister Mateusz Morawiecki für eine Begren-
zung der Amtszeit von Woiwoden, Bürgermeistern und Stadtpräsidenten auf zwei Wahlperioden aus. Die aktuell 
geltenden Bestimmungen hätten dazu geführt, dass sich mancherorts über Jahre eine lokale Cliquenwirtschaft 
entwickelt hätte. Die von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) beabsichtigte Reform des 
Wahlrechts für die Selbstverwaltungswahlen werde vor der Entscheidung im Rahmen sogenannter gesellschaft-
licher Konsultationen breit beraten werden.

24.01.2017 Nach der Fraktionssitzung der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) teilt Parteivorsitzender Grzegorz 
Schetyna mit, dass die PO für von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) eventuell noch in 
diesem Jahr anberaumte Wahlen auf der Selbstverwaltungsebene bereit sei.

24.01.2017 Die Pressesprecherin von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), Beata Mazurek, schließt vor-
gezogene Neuwahlen auf der Ebene der Selbstverwaltung aus. Sie appelliere an die Oppositionsparteien, insbe-
sondere an die Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO), keinen Konflikt über eine Angelegenheit aus-
zulösen, die es nicht gebe.

25.01.2017 Nach neuesten Angaben des Statistischen Hauptamtes (Główny Urząd Statystyczny – GUS) betrug die Arbeits-
losenquote im Dezember 2016 8,3 % (November: 8,2 %).

26.01.2017 Der Minister für Entwicklung und Finanzen, Mateusz Morawiecki, und der Vize-Vorsitzende des US-amerika-
nischen Konzerns General Electric (GE), John G. Rice, unterzeichnen in Warschau eine Vereinbarung über stra-
tegische Zusammenarbeit. Deren Ziel sei es, eine beständige und langfristige Partnerschaft zwischen der Regie-
rung Polens und General Electric in den Bereichen nachhaltige Energie und Luftfahrt aufzubauen. Gesprochen 
wurde auch über die im Dezember 2016 zwischen GE Aviation und Lufthansa Technik getroffene Vereinba-
rung, bei Breslau (Wrocław) ein Instandsetzungszentrum für Flugzeugmotoren mit ca. 600 neuen Arbeitsplät-
zen aufzubauen. GE befürworte den Technologietransfer nach Polen sowie die Verknüpfung der eigenen Pro-
duktionsbetriebe mit den Forschungs- und Entwicklungszentren in Polen, so Morawiecki.

27.01.2017 Bei der Gedenkveranstaltung zum 72. Jahrestag der Befreiung des nationalsozialistischen Vernichtungslagers 
Auschwitz-Birkenau ruft Ministerpräsidentin Beata Szydło dazu auf, das Böse mit der Wahrheit und dem Guten 
zu überwinden. Die alljährliche Anwesenheit von Polen, Juden, Deutschen und anderen Nationen an diesem 
Tag zeige die Bereitschaft, Schlussfolgerungen aus der Geschichte des Vernichtungslagers zu ziehen, der Opfer 
und Helden zu gedenken und die Mörder deutlich zu verurteilen. 

CHRONIK
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28.01.2017 Auf dem Landesrat der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) teilt Parteivorsitzender Grzegorz Schetyna 
die Entscheidung des Parteivorstands mit, den stellvertretenden PO-Vorsitzenden Tomasz Siemoniak zum Beauf-
tragten für Angelegenheiten der Selbstverwaltung zu bestimmen. Die PO wolle verhindern, dass Recht und 
Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) die Selbstverwaltung beschränke. Hintergrund ist die Forderung 
der PiS, die Amtszeit der Woiwoden, Bürgermeister und Stadtpräsidenten auf zwei Wahlperioden zu begrenzen. 

28.01.2017 Nach Einschätzung von Jarosław Kaczyński, Parteivorsitzender von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Spra-
wiedliwość – PiS), auf einem Treffen mit PiS-Mitgliedern in Rzeszów (Südostpolen) beeinflussen die Wahler-
gebnisse der Wahlen auf der Selbstverwaltungsebene erheblich die Ergebnisse bei den Parlamentswahlen. PiS 
werde daher eine Evaluation seiner Politiker auf dieser Ebene durchführen. Ziel sei es, die Präsenz von PiS in 
der Selbstverwaltung zu stärken.

29.01.2017 Ministerpräsidentin Beata Szydło, Sejmmarschall Marek Kuchciński und Senatsmarschall Stanisław Karczewski 
nehmen in Przemyśl (Südostpolen) an einer internationalen Konferenz zur Zusammenarbeit in der Karpatenre-
gion teil. In ihrer Eröffnungsrede ruft Szydło dazu auf, in dieser Region Europas zusammenzuarbeiten und eine 
gemeinsame Zukunft aufzubauen, um mit den anderen europäischen Ländern konkurrieren zu können. Berei-
che der Zusammenarbeit seien Infrastruktur und Wirtschaft. Die Länder Ostmitteleuropas würden gegenwär-
tig beginnen, mit ihren Werten, Grundsätzen und ihrer Kultur den Ton im europäischen Reformprozess anzu-
geben, was den »guten Wandel« in der EU beeinflussen werde. 

30.01.2017 Auf einer Pressekonferenz stellt Innenminister Mariusz Błaszczak den Entwurf der Reform des Ausländerge-
setzes vor. Die Reform sei eine Antwort auf die derzeitige Flüchtlingsbewegung und solle die Grenzen Polens 
undurchlässiger machen. Schleuser würden davon abgehalten, Polen als Einreisestrecke in die EU zu nutzen. 
Es solle verhindert werden, dass Polen von Emigrantenwellen aus dem Nahen Osten, Asien und Nordafrika 
bedroht und Terroranschläge in Polen verübt würden, so Błaszczak. Der Entwurf sieht vor, die Entscheidung 
über Asylanträge von Flüchtlingen auf 28 Tage zu verkürzen, für diese Zeit soll dem Flüchtling ein Platz in 
einer bewachten Unterkunft zugewiesen werden. Für die Entscheidung der Anträge wird in Absprache mit dem 
Außenministerium eine Liste sicherer Herkunfts- und sicherer Drittländer erstellt.

31.01.2017 Nach vorläufigen Schätzungen des Statistischen Hauptamtes (Główny Urząd Statystyczny – GUS) wuchs das 
Bruttoinlandsprodukt zu konstanten Preisen im Jahr 2016 um 2,8 %. (2015: 3,9 %). Dies ist das geringste Wirt-
schaftswachstum seit drei Jahren. Das Investitionsniveau war das niedrigste seit mehr als einem Jahrzehnt. 

31.01.2017 Der Leiter der Ermittlungsabteilung des Instituts des Nationalen Gedenkens (Instytut Pamięci Narodowej – 
IPN), Andrzej Pozorski, teilt mit, Untersuchungen von Experten hätten ergeben, dass Lech Wałęsa, Opposi-
tionsführer in der Volksrepublik Polen und von 1990 bis 1995 Staatspräsident, von 1970 bis 1976 unter dem 
Pseudonym »Bolek« geheimer Mitarbeiter der Sicherheitsdienste der Volksrepublik gewesen sei. Dies hätten gra-
fologische Untersuchungen entsprechender Dokumente gezeigt. 

31.01.2017 Jan Widacki, Andrzej Patela und Krzysztof Bachmiński, Sprecher von Lech Wałęsa, kündigen eine Stellung-
nahme zu dem Untersuchungsergebnis der Ermittlungsabteilung des Instituts des Nationalen Gedenkens (Insty-
tut Pamięci Narodowej – IPN) vom Vortag an, dass Wałęsa, Oppositionsführer in der Volksrepublik Polen 
und von 1990 bis 1995 Staatspräsident, von 1970 bis 1976 unter dem Pseudonym »Bolek« geheimer Mitarbei-
ter der Sicherheitsdienste der Volksrepublik gewesen war. Es werde weitere Untersuchungen zur Authentizität 
der betreffenden Dokumente geben.

01.02.2017 Nach Ansicht des ehemaligen Staatspräsidenten Bronisław Komorowski führt die Regierung von Recht und 
Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) zu einem zunehmenden Chaos und verwirklicht die dauerhafte 
Zerstörung von Strukturen, die für das Funktionieren eines demokratischen Staates wichtig seien. Die von Jus-
tizminister Zbigniew Ziobro angekündigte Reform des Gerichtswesens sei eine Gefahr für das demokratische 
Fundament, da dann die Gerichte parteipolitisch gelenkt würden. Im kommunistischen System und in totalitären 
Systemen habe die politische Vereinnahmung der Gerichte dazu geführt, dass über die Bürger verfügt worden sei.

02.02.2017 Unter der Leitung des Vize-Präsidenten der Nationalversammlung und des Vorsitzenden des parlamentarischen 
Ausschusses für Internationale Angelegenheiten von Belarus beendet die Delegation der belarussischen Natio-
nalversammlung ihren viertägigen Besuch in Polen. Bei den Treffen mit der Parlamentariergruppe des Sejm für 
polnisch-belarussische Zusammenarbeit sowie mit dem stellvertretenden Sejmmarschall Ryszard Terlecki und mit 
Senatsmarschall Stanisław Karczewski wurden Fragen der parlamentarischen Zusammenarbeit, der wirtschaftli-
chen Kooperation, der polnischen Diaspora in Belarus und sogenannte schwierige Angelegenheiten thematisiert.
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03.02.2017 Ministerpräsidentin Beata Szydło zeigt sich zufrieden mit dem Ergebnis des EU-Sondergipfels in der maltesischen 
Hauptstadt Valletta, auf dem sich die Länder auf Maßnahmen zum Schutz der EU-Außengrenzen im Mittel-
meerraum geeinigt haben. Polen vertrete den Standpunkt, dass die Lösung der Probleme der Migrationsbewe-
gung außerhalb der EU gelöst werden müssen, dazu gehöre auch humanitäre Hilfe. Polen werde sich auch mit 
den EU-Ländern solidarisch zeigen, die von der Migrationsproblematik unmittelbarer betroffen seien als Polen.

04.02.2017 Der Parteivorsitzende der Polnischen Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL), Władysław Kosiniak-
Kamysz, spricht sich dafür aus, auf der Ebene der Selbstverwaltung das Amt des Woiwoden zugunsten der Stär-
kung der Regionalparlamente (sejmik) abzuschaffen.

06.02.2017 Umweltminister Jan Szyszko erklärt auf einer Pressekonferenz, dass die Energiesicherheit Polens auf den Ener-
gievorkommen im Land, das sind Stein- und Braunkohle, Schiefergas und Erdwärme, basieren soll. 

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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